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LZum Motiventeil ~ 
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1994 -01- 11 
zu S.53~ IJ 

Auf Grund des im Jahre 1990 beschlossenen "EATCHIP"-Obereinkom­
mens der Verkehrsminister der ECAC-Staaten ist 6sterreich - wie 
auch die übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen Zivilluft­
fahrtkonferenz (ECAC) verpflichtet, die Radarbedeckung in 
seinem Luftraum durch die Duplizierung der Radaranlagen zu ver­
vollständigen. Das heißt, daß zur Gewährleistung einer sicheren 
Lenkung des Flugverkehrs dafür Sorge zu tragen ist, daß auf der 
gesamten Streckenführung im österreichischen Hoheitsgebiet eine 
doppe 1 te Radarbedeckung mi t zwe i Stat ionen angestrebt werden 
muß. Da im Raum Kärnten derzeit nur die Radarstation Koralpe 
existiert, ist diese dup7izierte Bedeckung unter 6000 bis 8000 
Meter (je nach Bereich) nicht gegeben. Die Realisierung eines 
Projektes (Roßkofel oder vergleichbare) erfolgt daher in Erfül­
lung einer internationalen Absprache. 

Die Errichtung einer Radarstation ist weiters eine wesentliche 
Voraussetzung für di e künft i ge Zusammenarbei t zwischen 6ster­
reich, Italien, Kroatien und Slowenien. u.a. im Bereiche von 
EUROCONTROL. 

Ihre Fragen darf ich im einzelnen wie folgt beantworten: 

Zu den Fragen 1, 2 und 3: 
"Ist das Projekt des Bundesamtes für Zivi 7 luftfahrt , auf dem 
Roßkofel eine Radarantenne zu errichten, noch aktue77? 

We7che A7ternativstandorte wurden für diese Anlage konkret ge­
prüft und aufgrund welcher Nachteile wurden diese ausgeschieden? 

Wurde insbesondere geprüft. eine derartige Anlage auf einem 
breits technisch erschlossenen Berg zu errichten. um die Natur­
zerstörung zu vermeiden?" 

Das Projekt "Roßkofel" ist eines der möglichen Projekte, da im 

Süden der Republik zusätzlich zu Koralpe eine weitere Station 

notwendig ist, um eine sichere Lenkung des Flugverkehrs zu ge­

währleisten. 
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Als Alternativstandorte sind folgende Gebiete ·in Oberprüfung: 
Wöllaner Nock, Mirnock, Palnock, Oisternig, die Villacheralpe, 

das Goldeck sowie die Gerlitzen. 

Zu Frage 4: 
"We 7 che konkreten Ausmaße hätte di e gep 7 ante Radarstat i on und 
we7che sonstigen An7agen (Zufahrtstraße l Gebäude, .. ) wären für 
Errichtung und Betrieb jewei 7s erforder7 ich?" 

Für eine gep7ante Radarstation ist ein Raumbedarf von ca. 140 m2 

notwendig, sowie ein Turm l der gewähr7eisten muß 1 daß die Anten­
ne über die höchste Erhebung des Berges hinausragt. Die ungefäh­

re Höhe des Turmes so7lte daher ca. 8 m betragen. 

Ei ne Ersch 1 i eßung mi t einer Zufahrtsstraße ist dann nicht not­

wendig, wenn ein ganzjähriger Zugang über eine Seilbahn gewähr­

leistet werden kann. 

Zu Frage 5: 
"Wurden mit den Betreibern des geplanten Baues der Wintersport­
an 7agen auf dem Roßkofe 7 Gesprliche h ins fcht 7 ich einer Tei 7ung 
der Erschließungskosten geführt, wenn ja, mit welchem genauen 
Ergebnis?" 

Das Bundesamt für Zivilluftfahrt hat Gespräche mit allfälligen 

Betreibern von Wintersportanlagen über mögliche Kostenaufteilun­

gen geführt. Diese werden in Entscheidungen über die Errichtung 
dieser Anlage einzubeziehen sein. 

Zu Frage 6: 
"Stimmen Medienberichte l daß die Betreiber des Liftbaues eine 
Kostenbeteiligung von 25 Mio.S fordern und gibt es irgendwelche 
di esbezüg lichen Zusagen des BAZ?" 

Die genauen Kostenbeteiligungen des Bundesamtes für Zivilluft­

fahrt können derzeit nicht angegeben werden, da erst nach Geneh­

migung eines Projektes Anbote für die Bergstation ink7.der darin 

• __ .~i 
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integrierten Radarstation vorliegen werden. Erst daraus kann der 
genaue Kostenanteil des BAZ ermittelt werden (Parifizierung). 

Zu den Fragen 7 und 8: 
"We7 che Auswi rkungen würde di e gep 7 ante Ausg 7 i ederung des Bun­
desamtes für Zivi77uftfahrt aus dem Bundeshausha7t auf die Er­
richtung dieser Radarstation haben? 

In welcher Form wird die Finanzierung des BAZ und seiner Projek­
te sichergestellt , zumal dieses im Budgetvoranschlag 1994 nicht 
mehr aufsche i nt I die Ausg 7 i ederung aber noch ke i neswegs be­
schlossen ist?" 

Di e Ausg 7 i ederung des Bundesamtes für Zi vi 7 7 uft fahrt ist mi t 

1.1.1994 erfolgt (BGB7.Nr. 898/1993). 

Die Ausg7iederung des Bundesamtes für Zivi77uftfahrt aus dem 

Bundeshausha 7 t hat auf di e Err i chtung dieser Radarstat ion ke i nen 

Einf7uß, da die Kosten über Eurocontro7 weiterverrechnet werden 
und von den Benützern zu bezah7en sind. Damit wäre die Finanzie­
rung dieser Radarstation sichergeste77t. 

1994, 

Bundesminister 
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